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Welche Bedeutung Energie für uns hat, wird uns vor allem dann bewußt, wenn wir sie nicht haben oder wenn sie sehr teuer ist, was oft dasselbe ist. Mit Energie sicher versorgt zu werden, Strom zu haben, wenn man ihn braucht, im Winter heizen zu können, ist nicht nebensächlich. Strom ist für eine Gesellschaft soviel wie das Blut für unseren Körper. Nichts geht mehr, wenn der Strom ausfällt. Spätestens dann, wenn Sie einmal zwei Stunden in einem Aufzug fest sitzen, weil der Strom ausfiel, werden Sie mir Recht geben.

Eine sichere Energieversorgung gehört zu den strategischen Aufgaben der Politik. Die Einigung Europas nach dem Krieg begann deshalb nicht aus Zufall mit einem Vertrag über Kohle und Stahl. Ihm folgte der heute noch gültige Euratom-Vertrag. Auch bei der  Liberalisierung der Energiemärkte in Europa gehen wir davon aus, daß sie zur Sicherheit der Energieversorgung beiträgt. 

Der Energieverbrauch nimmt zu. Im zwanzigsten Jahrhundert haben die Industrieländer ihren Energieverbrauch, vor allem den Stromverbrauch vervielfacht. Im 21. Jahrhundert werden die Entwicklungsländer folgen. Unseren eigenen Erfahrungen nach wird sich der globale Energieverbrauch bis 2050 verdoppeln und vermutlich dürfte er auch danach noch zunehmen.  Das ist nicht überraschend, wenn wir unsere eigene Entwicklung zum Maßstab nehmen. Westdeutschland hat zum Beispiel seinen Stromverbrauch von 1950 bis 1990 verzehnfacht. Spanien hat seine elektrische Erzeugungskapazität von 1940 bis 2005 um das achzigfache vergrößert. 

Nehmen wir einmal den weltweiten jährlichen Verbrauch von elektrischer Energie. Er lag im Jahre 2002 bei 17350 Mrd kWh. Bei einer damaligen Weltbevölkerung von 6,2 Mrd Menschen sind dies etwa 2800 kWh pro Kopf. In Polen sind es heute etwa 3000 kWh, in Deutschland etwa 6200 kWh pro Kopf der Bevölkerung, in Indien 510 kWh pro Kopf. Um also auf das polnische Niveau zu kommen, muß Indien seine Stromproduktion versechsfachen, um auf das deutsche Niveau zu kommen, muß es sie verzwölffachen. Da der Ausbau der Energieversorgung durch Technik und Kapitalbedarf gehemmt ist, dürfte er sich auf das gesamte 21. Jahrhundert erstrecken. Vermutlich wird die Welt am Ende des 21. Jahrhunderts dreimal soviel Energie verbrauchen wie heute.

Überraschend ist die Schätzung nicht. Denn erstens wird sich die Zahl der Menschen auf zehn Milliarden erhöhen. Und zum zweiten werden die Menschen in den Entwicklungsländern denselben Anspruch an die Versorgung mit Energie haben wie wir. 

Doch damit bekommen wir gleich zwei Probleme.

Zum einen, wo kommt denn all diese Energie her? Und zum zweiten, wie verträgt sich der Energieverbrauch mit der Klimapolitik?

Nach heutigem Wissen wird auch im 21. Jahrhundert der größte Teil der Energie aus fossilen Energierohstoffen, also Öl, Gas und Kohle kommen. Die Öl- und Gasquellen Europas und  Asiens, wo im 21. Jahrhundert die Hälfte der Menschheit leben wird, sind zunehmend dieselben: der persisch-arabische Golf, Afrika, Zentralasien und Rußland. Auch die USA müssen in zunehmendem Maße Gas und Öl aus diesen Ländern beziehen. Daraus könnten sich Verteilungskonflikte ergeben. Es müssen nicht gleich Kriege sein, doch ist bereits heute unübersehbar, daß die großen Staaten versuchen, auf die Öl- und Gasexportierenden Staaten Einfluß zu nehmen. Energiepolitik ist Außenpolitik, manchmal sogar Sicherheitspolitik.  Das müssen die Verantwortlichen in Europa wissen. Europa, das bereits heute 50% seiner Energie importieren muß, riskiert eine zunehmende Abhängigkeit, vor allem dann, wenn es seine Energieabhängigkeit bis 2030 auf 70% erhöht. 

Von Energieimporten abhängig zu sein, heißt erpressbar zu werden. Vor allem werden wir von den fluktuierenden Ölpreisen abhängig, denen der Gaspreis im Abstand von 6 Monaten folgt.

Die Ölpreise sind nicht berechenbar. Letztes Jahr veröffentlichte die Internationale Energie Agentur (IEA) in Paris ihren World Energy Outlook 2004. In ihm ist bis 2030 von einem durchschnittlichen Ölpreis von 30 US$ pro Barrel die Rede. Im Sommer 2005 waren wir bei 63 US$ pro Barrel! Das ist eine Abweichung von über 100%! Wo werden wir nächstes Jahr sein? Wir wissen es nicht, schon deshalb nicht, weil Energiepreise immer weniger die physikalische Knappheit eines Rohstoffes widerspiegeln, sondern auch politische und spekulative Elemente.

Unsicher sind wir aber auch mit unseren Energieprognosen. Dieselbe IEA geht von einem Wachstum des weltweiten Energieverbrauchs von 1,7% pro Jahr aus. Letztes Jahr waren es aber 4,3%!

Mit diesen Unsicherheiten müssen die Unternehmen nun Investitionen vornehmen. Das ist so, wie wenn Sie mit der Wetterprognose für die nächsten zwei Tage Ihren Jahresurlaub planen wollen.   

Das zweite Problem rührt von der Klimapolitik her. Gehen wir einmal davon aus, daß die Klimatologen Recht haben, und gehen wir zum zweiten davon aus, daß die Erwärmung der Erde nicht mehr als 2 Grad über dem vorindustriellen Wert liegen soll. Jedenfalls ist das die Auffassung der Europäischen Union, hinter der ein großer Teil unserer Bevölkerung steht. Dann bekommen wir ein Problem.

Denn das bedeutet, daß global nicht mehr als 30 Mrd t CO2 emittiert werden darf. Vor der Industrialisierung waren wir bei 10 Mrd t CO2, heute sind wir bereits bei 24 Mrd t CO2 und wenn kein Wunder geschieht, werden wir 2030 zwischen 35 und 40 Mrd t CO2 emittieren. 2050 könnten es dann 50 Mrd t CO2 oder mehr sein. Europa spielt dabei eine untergeordnete Rolle. Heute sind wir für etwa 14% der weltweiten CO2 Emissionen verantwortlich, im Jahre 2050 werden es weniger als 10% sein. 

Was folgt daraus für Europas Energiepolitik? Welche Strategie bietet sich an?

Die Antwort liegt eigentlich auf der Hand. Wir müssen unsere Energieimporte in Grenzen halten und zum zweiten müssen wir durch vernünftigen Umgang mit Energie und mit neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen die Emission von Treibhausgasen verringern. Wir müssen dabei wirtschaftlichen Überlegungen den Vorrang lassen, denn nur wenn sich die Kosten der Vermeidung von CO2-Emissionen in Grenzen halten, werden die Menschen auch mitmachen.

Wenn wir Europäer uns darauf einigen, können wir einen Fahrplan entwerfen. Elemente dieses Fahrplans gibt es bereits. Ich möchte sie kurz erwähnen.

Als erstes möchte ich den Binnenmarkt für Energie nennen. Er ist kein Selbstzweck, sondern hilft uns, mit der knappen Energie vernünftig umzugehen. Jeder und jede soll Strom und Gas dort kaufen dürfen, wo er oder sie es will. Das ist das Grundprinzip. Die kostengünstigste Lösung setzt sich durch. Damit wird verhindert, daß Energie verschwendet wird.

Zu diesem Zweck haben wir in Brüssel mehrere Richtlinien verabschiedet. Sie sehen das Ende der Gebietsmonopole vor. Strom und Gas müssen wie andere Waren und Dienstleistungen über die nationalen Grenzen hinweg gehandelt werden. Die Netze werden rechtlich von den Erzeugern getrennt. Sie wachsen in Europa immer mehr zusammen. Der Ausbau der Transeuropäischen Netze wird auch mit Mitteln aus dem Europäischen Haushalt unterstützt. Ein nationaler Regulator sorgt dafür, daß jeder zu gleichen Bedingungen Strom oder Gas in die Netze einspeisen kann. Innerhalb der EU stimmen sich die nationalen Regulatoren ab. 

Um erneuerbare Energiequellen zu fördern, haben die Mitgliedsstaaten das Recht, sogenannten grünen Strom vorrang in das Netz einzuspeisen. Sie können die Bedingungen festlegen, unter denen dies zu geschehen hat. Einige Mitgliedstaaten bevorzugen feste Einspeisetarife, andere feste Quoten und sogenannte grüne Zertifikate. Damit fördert Europa die Erneuerbaren Energiequellen. Für den Verbraucher ist das etwas teurer, schließlich muß er die Kosten tragen, doch gleichzeitig werden neue Technologien entwickelt, die uns langfristig helfen können, CO2 zu sparen. Europa ist heute weltweit führend in der energetischen Nutzung der Biomasse, der Photovoltaik, der Windenergie und der Erdwärme. 

Außerdem hat der Verbraucher das Recht zu erfahren, aus welcher Quelle sein Strom stammt. Er kann, wenn er will, ausschließlich grünen Strom beziehen, wenn er dafür bereit ist, etwas mehr zu bezahlen. Er kann aber auch den billigsten Strom kaufen, wenn er will. Der wird in der Regel mit Steinkohle, Braunkohle oder Kernenergie bereitgestellt. Am Ende, so hoffen wir, wird es einen lebendigen Käufermarkt geben, vorausgesetzt, den Käufern sind die Möglichkeiten dieses Marktes bewußt.

Der freie Energiemarkt belebt nicht nur den Handel mit Strom und Gas und drückt damit die Preise, er regt auch zu neuen Dienstleistungen an. So entwickelt sich zum Beispiel ein neuer Markt für Energiedienstleistungen, wie zum Beispiel – auf Englisch - Energy Contracting. Dabei schließt der Verbraucher – ein privater Haushalt oder ein Unternehmen – einen Vertrag mit dem Contractingunternehmen ab, das ihm Kraft und Wärme zu einem günstigen Preis verkauft. Es ist die Aufgabe des Contractingunternehmens, die wirtschaftlich günstigste Lösung zu finden. Verbraucher und Contracter haben dabei einen finanziellen Vorteil und außerdem wird mit Energie sehr intelligent umgegangen. Der Contracting-Markt kommt langsam aber sicher in Bewegung. 

Der Binnenmarkt für Strom und Gas ist aber noch nicht perfekt. Die Netze müssen noch ausgebaut werden. Manche Staaten, wie Estland, Lettland und Litauen, sind noch nicht einmal an unser gemeinsames UCTE-Netz angeschlossen. Und mit der Regulierung müssen wir noch Erfahrungen sammeln. Auch müssen sich einige Staaten noch von ihren Versorgungsmonopolen verabschieden. 

Bedenklich ist auch der Konzentrationsprozess. Gewiß, es hat durchaus seinen Vorteil, große, auch weltweit tätige Konzerne zu haben. Aber wir brauchen auch kleine Unternehmen, Stadtwerke zum Beispiel, oder neu gegründete Unternehmen, auf deren Innovationsfreude wir angewiesen sind. Nur wenn es zu einem fairen Wettbewerb zwischen kleinen und großen Unternehmen kommt, können wir von Erfolg sprechen.   

Nach den europäischen Richtlinien muß ab dem 1. Juli 2007 jeder Verbraucher und jede Verbraucherin Strom und Gas dort kaufen können, wo er oder sie will. Ob das tatsächlich der Fall sein wird, muß sich aber erst in der Praxis erweisen. Derzeit veranstaltet die Generaldirektion Wettbewerb eine Umfrage unter den Energieunternehmen in der EU, um Auskunft über den tatsächlichen Stand des Wettbewerbs zu erhalten. Nach der Auswertung dieser Auskünfte wird die Kommision wohl entscheiden müssen, ob es zu einer weiteren, dritten und vermutlich letzten Richtlinie über die Liberalisierung kommen wird. Dabei könnte auch die Frage wieder aufgegriffen werden, ob eine rechtliche Trennung der Netze von den Erzeugern ausreicht oder ob es zu einer eigentumsrechtlichen Trennung kommen muß.

Der Binnenmarkt für Energie ist die logische Folge des Wettbewerbscharakters unseres EU-Vertrags. Denn die EU ist in ihrem wirtschaftlichen Kern eine Wettbewerbsgemeinschaft. Und Strom und Gas sind Waren oder Dienstleistungen, die unter den Wettbewerbscharakter des Vertrags fallen. Insofern ist Energiepolitik eine aus dem Wettbewerbsrecht abgeleitete Tätigkeit.

Energiepolitik leitet sich aber auch aus der europäischen Umweltpolitik ab. Nach dem EU-Vertrag ist Umweltpolitik im wesentlichen europäische Politik. Sie wird in Brüssel beschlossen. Also auch die Klimapolitik.

Die Europäische Union hat sich verpflichtet, die Emission von Treibhausgasen im Zeitraum 1990 bis 2010 um 8% zu verringern. Derzeit wird daran gedacht, bis 2020 eine weitere Absenkung um 20% vorzunehmen. Im Laufe der nächsten 50 Jahre ist zuweilen von Verringerungen um 50 bis 80% die Rede.

Damit folgen die Europäer den Empfehlungen der Klimatologen. Die Wirklichkeit sieht allerdings anders aus. Von den 8% sind die meisten Mitgliedstaaten noch weit entfernt. Im Gegenteil, seit einigen Jahren steigen die Emissionen wieder, vor allem die CO2-Emissionen. 

Um die Emissionen möglichst wirtschaftlich zu mindern, hat die EU ein Emissionshandelssystem erfunden. Demnach wird großem CO2-Emittenten, also Kraftwerken, Stahlwerken, der Papier- und Glasindustrie, ein bestimmtes Quantum an CO2-Emissionsrechten nach einem sogenannten Nationalen Allokationsplan kostenlos zugewiesen. Es bemißt an den bisherigen Emissionen. Aus Wettbewerbsgründen muß die Europäische Kommission dem Nationalen Allokationsplan zustimmen. Sie achtet darauf, daß nicht zu viele Emissionsrechte verteilt werden.

Nach einem bestimmten Zeitraum müssen die Unternehmen diese Emissionsrechte wieder zurückgeben und sie erhaltem eine neue Menge, diesmals etwas weniger. Damit werden sie gezwungen, Investitionen zur Emissionsminderung vorzunehmen. Vermeiden sie mehr Emissionen als geplant, können sie Emissionsrechte verkaufen, gelingt dies nicht, müssen sie Emissionsrechte dazu kaufen. So entsteht ein Markt für CO2-Emissionsrechte. Derzeit liegt der  Preis für eine Tonne CO2 zwischen 20 und 30 Euro. 

Der Emissionshandel hat erst begonnen. Es ist davon auszugehen, daß früher oder später weitere Sektoren, etwa der Verkehrsbereich in den Emissionshandel aufgenommen werden müssen. Auch werden irgendwann einmal andere Treibhausgase wie Methan oder SF6 hinzukommen. Und zum dritten, der Handel mit Treibhausgasen wird in den kommenden Jahren und Jahrzehnten zu einem internationalen Handel, ähnlich wie Wertpapier werden.

Die EU hat auch damit den Anfang gemacht. Es ist nämlich auch möglich, CO2-Guthaben in Entwicklungsländern oder Induistrieländern wie Rußland zu erweben. Dort ist es in der Regel billiger, CO2 zu vermeiden. Die Europäer können bereits heute solche Guthaben kaufen, wenn sie dafür in diesen Ländern investieren, um CO2-Emissionen zu vermeiden. 

Bereits heute wollen eine Reihe von EU-Mitgliedstaaten CO2-Guthaben in Drittländern kaufen. Nach meinem Wissen handelt es sich um etwas über 300 Mio t CO2 pro Jahr. Unterstellen wir einmal der Einfachheit halber einen Preis von 10 € pro Tonne, dann sind die 3 Mrd € pro Jahr, die Europäische Untenehmen in den Entwicklungsländern anlegen müssen. Diese Zahl dürfte in den nächsten Jahren und Jahrzehnten stark nach oben ansteigen. Die weltbank vermutet nicht zu Unrecht, daß sie bald die Summe der jährlichen Entwicklungshilfe erreichen wird. Zum Vergleich, die jährliche Entwicklungshilfe der OECD-Staaten beträgt etwa 55 Mrd €, was ungefähr ein Drittel unseres Bruttosozialprodukts ausmacht. Mit dem Emissionshandel wird der Kapitaltransfer in die Entwicklungsländer auf das Doppelte ansteigen.

Das hat für die Industrieländer Kosten zur Folge. Für die Entwicklungsländer bringt escInvestitionen. Alle zusammen haben wir den Vorteil, daß die CO2 Emissionen verringert werden. 

Zwischen Industrieländern und Entwicklungsländern entwickelt sich somit eine neue Beziehung. Wir sind nicht mehr reichen Geber und die andern die armen Nehmer, wir werden zu gleichberechtigten Handelspartnern, denn sie verkaufen uns CO2-Guthaben und wir liefern Wissen und Investitionen. 

Klimapolitik, Binnenmarkt und Versorgungssicherheit stehen damit in der EU in einem engen Zusammenhang. Doch mit welchen Technologien bewältigen wir unsere Aufgaben? Und was müssen wir noch tun?

Im Prinzip gibt es vier Möglichkeiten, Energie bereit zu stellen, die fossilen Energierohstoffe Kohle, Öl und Gas, die Kernspaltung, die Kernfusion und die Sonnenenergie. Da die Strahlung der Sonne auf die Erde das achtausendfache unseres jährlichen Energiebedarfs ist, folgern manche, daß die Sonnenenergie ausreicht, alle Menschen auf der Erde mit ausreichend Energie zu versorgen. Das dürfte physikalisch durchaus möglich sein, doch sind die Kosten enorm hoch. Es lohnt sich aber, daran zu arbeiten. Europa täte gut daran, die Solarenergie in allen Formen extensiv zu nutzen. Wir arbeiten auch intensiv an der Fusion. Im französischen Cadarache wird jetzt ein neuer international finanzierter Fusionsreaktor mit dem Namen ITER errichtet. Europa ist auch in der Kernenergie führend, auch wenn das manche nicht gern hören. Ich persönlich gehe davon aus, daß die Kernenergie eine Renaissance erlebt. Und wir sind jetzt dabei, Kohlekraftwerke zu entwickeln, die Wasserstoff oder Strom erzeugen, ohne daß das bei der Verbrennung entstehende CO2 in die Luft geblasen wird. Das CO2 wird abgetrennt und unter die Erde verbracht, ein Vorgang, der unter dem Englischen Kürzel Capture and Sequestration Eingang in den allgemeinen Sprachgebrauch fand. Erst vor kurzem wurde mit Unterstützung der Europäischen Kommission eine sogenannte Technologieplattform gegründet, in der staatliche Instanzen zusammen mit der Wissenschaft und der Industrie ein sauberes, also ein emissionsfreies Kohlekraftwerk entwickeln wollen. Clean Coal for Europe könnte zu einem Markenzeichen der europäischen Energie- und Klimapolitik werden. Es gibt der Kohle in Verbindung mit der Hochtechnologie eine neue Zukunft. Polen als traditionelles Kohleland kann dabei eine führende Rolle spielen. 

Indirekt ist auch die effiziente Energieverwendung eine Quelle von Energie. Wir können schon mit der heutigen Technik bis zu 30% unseres europäischen Energieverbrauchs einsparen, ohne Einschränkungen unseres Lebensstandards hinnehmen zu müssen. Und ich bin sicher, daß wir neue Technologien erfinden werden, die uns helfen, mit Rohstoffen und Energie nachhaltig umzugehen. 

Wer weiß, vielleicht gelingt es uns eines Tages, das emittierte CO2 mittels Bakterien oder besonders wirksamer Pflanzen wieder zu Kohlenwasserstoffen, also zu Öl und Gas zu machen. Oder mittels Sonnenlicht Wasser in Wasserstoff und Sauerstoff zu zerlegen? 

Erlauben Sie mir einen kleinen Ausflug in die Biologie.

1942 entdeckte der deutsche Pflanzenphysiologe Hans Gaffron, der damals an der Universität Chicago arbeitete, daß einzellige grüne Algen – mit dem lateinischen Namen Chlamydomonas reinhardtii, den die humanistische Wissenschaft ihr galanterweise beigelegt hat  – unter Sonneneinstrahlung Wasser in Wasserstoff und Sauerstoff spalten. Heute wird an diesen Algen an vielen Instituten ernsthaft gearbeitet, auch wenn es sich noch eher um ein exotisches Arbeitsfeld handelt. Doch wer weiß, vielleicht hat die Generation unserer Enkel im Garten einen Tank mit grünen Algen stehen, um daraus genügend Wasserstoff zu erzeugen, damit mit Hilfe einer Brennstoffzelle das gesamte Haus mit Strom versorgt werden kann? 

Im Gegensatz zu Öl, Kohle und Gas ist Wissen unbegrenzt. Dieses Wissen zu vermehren ist deshalb unsere wichtigste Aufgabe. 

Und dieses künftige Wissen brauchen wir. Denn die Treibhausgase weltweit auf das Niveau zu bringen, das die Klimatologen von uns verlangen, ist eine geradezu herkuleische Aufgabe. Dazu muß man wissen, Herkules war als Sohn des Zeus und der Alkmene immerhin ein Halbgott, wir sind aber bloß Menschen. 

Gelänge es uns Europäern, der Welt zu beweisen, daß man ausreichend Energie ohne internationale Konflikte und weitgehend emissionsfrei kostengünstig bereitstellen kann, mit anderen Worten, daß wir mit Energie nachhaltig umgehen können, dann hätte Europa einen edlen Ausweis für seine neue Identität gefunden. An dieser Aufgabe sollten wir uns bewähren. 

Manchmal frage ich mich, was hält uns Europäer eigentlich zusammen? Warum schließen wir uns zu einer Politischen Union zusammen? Was sind wir denn? Was macht europäische Identität aus? 

Gewiß, wir schließen uns zusammen, weil wir genug von den Kriegen und den Scheußlichkeiten haben, die wir uns in der Vergangenheit zugefügt haben. Wir teilen unsere Souveränität miteinander. Europäer sind friedliche Menschen geworden. Wir haben auch trotz sprachlicher Unterschiede viel gemeinsam. Dazu gehört eine große humanistische Vergangenheit. Unsere gemeinsame europäische Kultur ist zur Weltkultur geworden. Doch all dies macht uns nur zu einem schönen Museum. Es reicht nicht aus, die Europäische Einigung zu begründen. Es ist nur ein Blick zurück und ist zuwenig, um die junge Generation zu begeistern.

Nur große Herausforderungen, edle Aufgaben und gemeinsame Erfolge schaffen das neue Europa. Gestatten Sie mir ein eher banales Beispiel aus diesem Jahr. In der Zeit, als in Frankreich über die Europäische Verfassung diskutiert wurde und die Zustimmung zu ihr immermehr abnahm, erhob sich in Toulouse zum ersten Mal der neue Airbus 380 in die Lüfte. Auf einmal ging in den Meinungsumfragen vorübergehend die Zustimmung zur Verfassung nach oben. Viele Menschen waren stolz auf das neue europäische Flugzeug. Sie identifizierten sich mit dem Erfolg. Sie spürten, daß die Zusammenarbeit allen etwas bringt. 

Wenn Europa zusamenarbeitet, kann es Spitzenleistungen vollbringen. Mit der Energietechnik könnte uns etwas Ähnliches gelingen. Wir könnten zeigen, daß Europa lebt und nicht nur ein Museum ist.
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